
Fall 2
Louay al Amiris Ankunft

Behandelte Themen: Dauer des Asylverfahrens, Umverteilungsantrag, Verteilung
nach dem EASY-Verfahren, Wohnpflicht in Erstaufnahmeeinrichtung

Schwierigkeitsgrad: Anfänger*innen

Sachverhalt

Louay Al Amiri (A) ist über den Landweg nach Deutschland eingereist, hat die iraki-
sche Staatsbürgerschaft und meldet sich in Berlin bei einer Erstaufnahmeeinrich-
tung (EAE), um ein Asylgesuch zu stellen. In Berlin wird A im IT-System des so-
genannten EASY-Verfahrens zur Verteilung Asylsuchender registriert. Dabei wird
A einer Erstaufnahmeeinrichtung in Brandenburg zugeteilt. Dort soll jetzt das Asyl-
verfahren durchgeführt werden.

A ist bestürzt, denn in Berlin kennt A viele Freund*innen und As Cousine Chai-
ma (C) hätte dort sogar ein freies Zimmer, das sie A kostenlos überlassen würde; in
Brandenburg kennt A niemanden. A und C sind schon lange enge Vertraute für-
einander und beschreiben ihr Verhältnis als geschwisterlich. Ein entsprechender
Antrag des A auf Umverteilung nach Berlin gemäß § 51 I, II 1 AsylG wurde von der
zuständigen Behörde abgelehnt.

Fallfragen

1. Kann A gegen die Zuteilung nach Brandenburg rechtlich vorgehen? Welche
Klageart ist statthaft? Auf welche Argumente kommt es im Rahmen der mate-
riellen Rechtmäßigkeit an?

2. Kann A gegen die Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrichtung vorgehen
und in das freie Zimmer ziehen?
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fen.
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Abwandlung

A hat sich in Brandenburg bei der zugewiesenen Erstaufnahmeeinrichtung gemel-
det und einen förmlichen Asylantrag gemäß § 14 AsylG gestellt. Mittlerweile wohnt
A einige Wochen dort und wartet auf den Termin zur Anhörung. As Cousine und
einziges Familienmitglied in Deutschland ist kürzlich schwer an Krebs erkrankt
und A würde sie gern über ein Wochenende besuchen.

Fallfragen Abwandlung

1. Kann A einen Antrag stellen, um die Cousine in Berlin bald zu besuchen?
2. Hat dieser Antrag Aussicht auf Erfolg?

Zusatzfrage

As Anhörung fand vor mittlerweile acht Monaten statt. Seitdem hat A nichts vom
BAMF zum Stand des Verfahrens gehört. Welche Möglichkeiten hat A, um Auskünf-
te zum Stand des Verfahrens zu bekommen und den Abschluss zu beschleunigen?
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Lösungsvorschlag

A. Fallfrage 1: Vorgehen gegen EASY-Verteilung

Gefragt wird, ob und wie A gegen die Zuteilung nach Brandenburg vorgehen kann.

1 Weiterführendes Wissen

Die Zuständigkeit der Aufnahmeeinrichtung für eine asylsuchende Person wird mithilfe des bundes-
weiten Systems zur Verteilung von Asylsuchenden („Erstverteilung von Asylbegehrenden“, EASY) ermit-
telt. Kriterien sind die Bevölkerungszahl und Leistungsfähigkeit der Bundesländer (Berücksichtigung an-
hand eines Quotensystems, sogenannter Königsteiner Schlüssel) sowie die Kapazität von BAMF-Stand-
orten sowie ihre Spezialisierung auf bestimmte Herkunftsländer.

Grundsätzlich ist es also möglich, dass das Asylverfahren am Ort der Meldung des Asylgesuchs
durchgeführt wird, § 46 I 2 AsylG. Die zuständige Aufnahmeeinrichtung kann auch vom Ort des Asylge-
suchs abweichen, § 46 II AsylG oder § 46 I 4 AsylG.

I. Statthaftigkeit der Klage
A hat die Möglichkeit vor dem zuständigen Verwaltungsgericht (hier: VG Berlin) zu
klagen. Fraglich ist, welche Klageart statthaft ist. Die Statthaftigkeit der Klage rich-
tet sich nach dem klägerischen Begehr, § 88 VwGO.

Al Amiri will in Berlin bleiben und will nicht, dass sein Asylverfahren in Bran-
denburg durchgeführt wird. Ein entsprechender Antrag des A auf Verteilung nach
Berlin gemäß § 51 I, II 1 AsylG wurde von der zuständigen Behörde abgelehnt.1

InBetrachtkommteineAnfechtungsklagegemäß§ 42 IVar. 1VwGOgegendieAb-
lehnungdesAntragsaufVerteilungsowieeineVerpflichtungsklagegemäß§ 42IVar. 2
VwGOmit demZiel, in eine bestimmteUnterkunft inBerlin verwiesen zuwerden.2

1 Weiterführendes Wissen

Zuweisung an Erstaufnahmeeinrichtung als Verwaltungsakt?
Die Zuweisung nach Brandenburg an sich verfolgt ausschließlich öffentliche Zwecke, wie die gerechte
Verteilung der asylsuchenden Personen auf die Bundesländer und eine Beschleunigung des Asylverfah-
rens und ist damit verwaltungsinterne Zusammenarbeit.

Jedoch enthält § 47 I AsylG die Verpflichtung, für einen begrenzten Zeitraum in der Aufnahme-
einrichtung zu wohnen. Die verbindliche Weiterleitung der asylsuchenden Person an die Aufnahmeein-
richtung gemäß § 22 I, III 1 AsylG konkretisiert die gesetzliche Wohnpflicht. Damit ist die Verfügung der

1 Vgl. VG Arnsberg, Beschl. v. 24.1.2022, Az.: 9 L 1159/21, asyl.net: M30615.
2 Zur Anfechtungsklage ausführlich Milker, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klausur, § 2
Rn. 4 ff.
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Weiterleitung gegenüber der Antragstellenden eine Regelung mit gewollter Außenwirkung, also ein Ver-
waltungsakt, § 35 VwVfG.

Dafür müsste ein Verwaltungsakt3 gemäß § 35 VwVfG vorliegen. Ein Verwaltungs-
akt liegt vor, wenn es sich um eine hoheitliche Maßnahme handelt, die eine Behör-
de zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts mit unmit-
telbarer Rechtswirkung nach außen getroffen hat.

Die Ablehnung des Antrags von A auf Verteilung nach Berlin gemäß § 51 II 1
AsylG hat die Rechtsfolge, dass A verpflichtet ist, in einer Aufnahmeeinrichtung in
Brandenburg zu wohnen. Die Ablehnung ist ein Verwaltungsakt.

Eine Anfechtungsklage gegen die Ablehnung des Antrags hätte zur Folge, dass
der Antrag neu entschieden werden müsste. A möchte, dass die Behörde ver-
pflichtet ist, ihn in eine Unterkunft in Berlin zu verteilen. Statthaft ist daher eine
Verpflichtungsklage in Form der Versagungsgegenklage gemäß § 42 I Alt. 2 VwGO.4

1Weiterführendes Wissen

Die Versagungsgegenklage5 ist eine Variante der Verpflichtungsklage. Ziel der Klage ist die Verurteilung
der Behörde zum Erlass eines abgelehnten Verwaltungsaktes.

II. Materielle Rechtmäßigkeit
Die Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrichtung in Brandenburg ist materiell
rechtswidrig, wenn Louay Al Amiris Grundrechte nicht hinreichend berücksichtigt
worden sind. Gemäß § 55 I 2 AsylG haben Asylsuchende grundsätzlich keinen An-
spruch darauf, sich in einem bestimmten Land oder an einem bestimmten Ort auf-
zuhalten.

A könnte allerdings nicht (mehr) verpflichtet sein, in einer Aufnahmeeinrich-
tung zu wohnen, sodass gemäß § 51 I AsylG der Haushaltsgemeinschaft von Fami-
lienangehörigen im Sinne des § 26 I–III AsylG oder sonstigen humanitären Gründen
von vergleichbarem Gewicht auch durch länderübergreifende Verteilung Rechnung
zu tragen ist.

3 Ausführlich zum Verwaltungsakt Milker, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klausur, § 2
Rn. 38 ff.
4 Marx, Kommentar AsylG, 10. Aufl. 2019, § 51 Rn. 15 f.
5 Siehe hierzu Lemke, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klausur, § 3 Rn. 11.
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1. Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen
Gemäß § 26 I–III AsylG sind Familienangehörige etwa Eheleute, Lebenspartner*in-
nen, minderjährige ledige Kinder und die Eltern eines minderjährigen ledigen Kin-
des. A hat in Berlin nur seine Cousine, sodass eine Haushaltsgemeinschaft hier nicht
einschlägig ist.

2. Sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem Gewicht
Al Amiri will lieber in Berlin bleiben, weil er dort soziale und familiäre An-
bindungen hat und dort in einem eigenen Zimmer kostenfrei wohnen könnte.
Al Amiri hat ein großes persönliches Umfeld in Berlin, inklusive seiner Cousine, mit
der ihn eine geschwisterliche Beziehung verbindet. In Brandenburg kennt A nie-
manden.

Die Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrichtung in Brandenburg könnten
Al Amiris Grundrecht auf Schutz der Familie, Art. 6 I GG6 und sein allgemeines Per-
sönlichkeitsrecht, Art. 2 I i. V. m. 1 I GG7 verletzen.

a) Art. 6 I GG
aa) Schutzbereich
Das Recht auf Schutz der Familie schützt auch die Beziehungen zwischen Cousinen
und Cousins, wenn zwischen ihnen tatsächlich von familiärer Verbundenheit ge-
prägte, engere Beziehungen bestehen.8 Zum Kern des Grundrechts auf Schutz der
Familie gehört das ungestörte Zusammenleben. Hier bietet C an, dass A kostenfrei
und auf unbestimmte Zeit in ein freies Zimmer in ihrer Wohnung ziehen dürfe.
Diesem Angebot würde A gerne nachkommen. Schon aus dem Angebot zusammen-
zuziehen und für die Mietkosten aufzukommen, lässt sich eine tiefe Verbundenheit
zwischen A und C ableiten. Zudem sind A und C enge Vertraute füreinander und
stehen sich so nahe wie Geschwister. Der Wunsch zusammenzuwohnen und sich
jedenfalls regelmäßig zu sehen ist vom Schutzbereich des Art. 6 I GG erfasst.

6 Siehe zum Grundrecht auf Schutz von Ehe und Familie Laing, in: Hahn/Petras/Valentiner/Wien-
fort, Grundrechte, § 22.2 S. 474 ff.
7 Siehe zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht Valentiner, in: Hahn/Petras/Valentiner/Wienfort,
Grundrechte, § 18.2 S. 246 ff.
8 BVerfG, Beschl. v. 24.6.2014, Az.: 1 BvR 2926/13, Ls. 1.
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bb) Eingriff
Ein Eingriff in den Schutzbereich kommt in Betracht bei staatlichen Maßnahmen,
die einer Einzelperson ein Verhalten, das in den Schutzbereich eines Grundrechts
fällt, ganz oder teilweise unmöglich machen. Die Unterbringung in der Erstaufnah-
meeinrichtung in Brandenburg führt dazu, dass A und C zunächst nicht zusammen-
wohnen können. Zudem erschwert die Unterbringung in Brandenburg, dass sich A
und C regelmäßig sehen können. Ein Eingriff liegt vor.

cc) Rechtfertigung
(1) Schranke
Das Grundrecht auf Schutz der Familie ist schrankenlos. In Betracht kommen daher
nur verfassungsimmanente Schranken.

(2) Verfassungsmäßigkeit der Rechtsgrundlage
Die Verfassungsmäßigkeit des AsylG ist ausweislich des Bearbeitungshinweises
nicht zu prüfen.

(3) Verhältnismäßigkeit des Einzelakts
Die Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrichtung müsste ihrerseits verhältnis-
mäßig sein.

Der Zweck der Verteilung auf die Erstaufnahmeeinrichtung ist die gerechte
Verteilung der Asylsuchenden auf die Bundesländer, sowie ein schnelles Asylver-
fahren. Ein schnelles Verfahren ist auch im Interesse der asylsuchenden Personen
um Klarheit über den rechtlichen Status zu erlangen. Die gerechte Verteilung der
Antragstellenden auf die Bundesländer verfolgt den Zweck, den Sozialstaat gewähr-
leisten zu können und die vorhandenen Unterbringungs- und Verwaltungskapazitä-
ten auszuschöpfen, und hat damit ebenfalls Verfassungsrang.

Die Unterbringung in Brandenburg entsprechend der EASY Verteilung ist dazu
auch grundsätzlich geeignet. Dem Gesetzgeber kommt hier eine Einschätzungsprä-
rogative zu.

Die Unterbringung müsste auch erforderlich, das heißt das mildeste Mittel bei
gleicher Wirksamkeit, sein. Auch für die Erforderlichkeit steht dem Gesetzgeber
eine Einschätzungsprärogative zu.

Zuletzt müsste die Unterbringung angemessen sein, das bedeutet insbesondere
zumutbar für Al Amiri. Mit der Verteilung nach Brandenburg kommt auch eine Re-
sidenzpflicht für A hinzu, die bedeutet, dass er seine Cousine nicht einfach in Berlin
besuchen kann.
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Für die Zumutbarkeit der Unterbringung spricht die zeitliche Begrenztheit der
Maßnahme auf längstens 18 Monate, § 47 I AsylG. Zudem kann As Cousine ihn be-
suchen.9

dd) Ergebnis
Die Abwägung ergibt, dass die temporäre Verpflichtung in der Erstaufnahmeein-
richtung zu wohnen A nicht in seinem Grundrecht aus Art. 6 I GG verletzt.

b) Art. 2 I GG i. V. m. Art. 1 I GG
Zwar lässt sich argumentieren, dass ein Eingriff in den Schutzbereich des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts vorliegt. Allerdings ist dieser aus den vorgenannten
Gründen gerechtfertigt.

3. Ergebnis
Al Amiris Grundrechte sind durch die temporäre Wohnpflicht in der EAE nicht ver-
letzt.

1 Weiterführendes Wissen

Besonders schutzbedürftige Personen können gegen die Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrich-
tung vorgehen. Dabei kommt es darauf an, ob das Wohnen in einer Erstaufnahmeeinrichtung im Einzel-
fall unzumutbar ist.

Eine Unzumutbarkeit kann sich aus gesundheitlichen, psychischen Gründen, wegen einer Behin-
derung, Schwangerschaft, abweichender sexueller, religiöser oder politischer Orientierung, für alleinste-
hende/alleinerziehende Frauen, für Familien mit Kindern und unbegleitete Minderjährige ergeben.10

B. Fallfrage 2

Gefragt wird, ob A gegen die Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrichtung vor-
gehen und in das freie Zimmer ziehen kann. A könnte einen Antrag auf Beendi-
gung der Wohnpflicht (sogenannter Umverteilungsantrag) in der Erstaufnahme-
einrichtung gemäß § 49 II Alt. 2 AsylG stellen.

9 Hier ließe sich mit guten Argumenten auch das entgegenstehende Ergebnis vertreten.
10 VG Arnsberg, Beschl. v. 24.1.2022, Az.: 9 L 1159/21, asyl.net: M30615.
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Dazu müssten zwingende Gründe, das heißt außergewöhnliche Beeinträchti-
gungen, vorliegen. Es müsste ein Härtefall vorliegen, dessen Nichtberücksichtigung
zu besonders schweren Nachteilen führt.11

Insbesondere kommen hier Grundrechtsverletzungen der antragstellenden
Person in Betracht. A will gern mit seiner Cousine C in Berlin zusammenwohnen,
und seine Freund*innen häufig sehen können. Die Wohnpflicht könnte A in seinen
Grundrechten aus Art. 6 I GG, Art. 2 I i. V. m. 1 I GG und Art. 2 I GG verletzen.

Außergewöhnliche Beeinträchtigungen, die über die obigen Ausführungen hi-
nausgehen, sind nicht ersichtlich. Eine Grundrechtsverletzung ist daher nicht an-
zunehmen.

C. Fallfragen Abwandlung

A fragt, ob er einen Antrag stellen kann, um seine Cousine in Berlin bald zu be-
suchen und ob dieser Antrag Aussicht auf Erfolg hat. Grundsätzlich unterliegt A ge-
mäß § 56 I AsylG einer räumlichen Beschränkung (Residenzpflicht). Die Dauer der
Residenzpflicht richtet sich nach der Wohnpflicht gemäß § 47 I AsylG in der Erstauf-
nahmeeinrichtung, § 59a I 2 AsylG.12 Das bedeutet, dass As Aufenthaltsgestattung ge-
mäß § 56 I AsylG auf den Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde beschränkt ist.
A braucht also eine Genehmigung für die Reise nach Berlin gemäß § 57 AsylG. A
könnte eine Erlaubnis zum vorrübergehenden Verlassen des Geltungsbereichs der
Aufenthaltsgestattung gemäß § 57 I AsylG beim BAMF beantragen.

Der Antrag auf die Verlassenserlaubnis hat Aussicht auf Erfolg, wenn A den
Bezirk gemäß § 56 I AsylG nur vorübergehend und aus zwingenden Gründen verlas-
sen möchte.

I. Tatbestand
Wann ein vorübergehendes Verlassen vorliegt, bestimmt sich insbesondere in Ab-
grenzung zu einer dauerhaften Abwesenheit vom räumlich beschränkten Aufent-
haltsbereich. Dafür kommt es auch auf den für die Verlassenserlaubnis maßgeb-
lichen Zweck an.13 Bei einer auf wenige Tage zeitlich begrenzten Abwesenheit mit
einem Familienbesuch als Zweck handelt es sich um ein vorübergehendes Verlas-
sen der Erstaufnahmeeinrichtung.

11 Bergmann, in: Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 13. Aufl. 2020, § 49 Rn. 45.
12 Ausführlich zur sogenannten Residenzpflicht siehe Nachtigall, 5) Chen Lu will arbeiten in diesem
Fallbuch.
13 Neundorf, in: BeckOK AuslR, 33. Ed. 1.7.2021, AsylG § 57 Rn. 8.
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Zwingende Gründe gemäß § 57 I AsylG zeichnen sich dadurch aus, dass sie von
einem nicht unerheblichen Gewicht sind und subjektiv in der Person der Asyl-
suchenden zwingend erscheinen.14 Die Gründe dürfen der Durchführung des Asyl-
verfahrens, sowie der Steuerung des Aufenthalts der Asylantragstellenden nicht
entgegenstehen.

A begehrt die Verlassenserlaubnis, um die schwer erkrankte Cousine zu be-
suchen.

Dabei müsste es sich um einen Grund von nicht unerheblichem Gewicht han-
deln. Art. 6 I GG schützt die Beziehungen zwischen Cousinen und Cousins, wenn
zwischen ihnen tatsächlich von familiärer Verbundenheit geprägte, engere Bezie-
hungen bestehen.15 C und A fühlen sich derart verbunden, dass C dem A angeboten
hatte, kostenlos in ihr freies Zimmer zu ziehen. As Wunsch, die erkrankte Cousine
zu besuchen, um ihr beizustehen, deutet ebenfalls auf die enge und familiäre Bezie-
hung hin. Der Wunsch nach einem Krankenbesuch fällt damit in den grundrecht-
lich geschützten Bereich und ist von einem erheblichem Gewicht.

Der Besuch müsste darüber hinaus subjektiv zwingend für A sein. Der Verlauf
einer schweren Erkrankung ist oft nicht abzuschätzen. Bereits aus der Schwere der
Erkrankung folgt daher die Dringlichkeit eines Besuchs und des Wunsches Beistand
zu leisten.

Zudem ist nicht absehbar, wie lange A noch an die Residenzpflicht gemäß § 59a
I 2 AsylG gebunden ist. Die Wohnpflicht gemäß § 47 I 1 AsylG, nach der sich die Resi-
denzpflicht richtet, kann – für Personen, die nicht aus sogenannten „sicheren Her-
kunftsstaaten“ gemäß §§ 47 Ia, 29a AsylG kommen – längstens 18 Monate betragen.
Im schlimmsten Fall könnte die Cousine in der Zwischenzeit, in der A ein Besuch
verwehrt bliebe, irreversible Krankheitsschäden davontragen oder sterben. Ein Ab-
warten kann A demnach nicht zugemutet werden.

Der Besuch ist damit subjektiv zwingend.

II. Rechtsfolge
Das BAMF hat ein Ermessen hinsichtlich der Erteilung einer Verlassenserlaubnis.
Gerichtlich überprüfbar sind demnach nur Ermessenfehler gemäß § 114 S. 1 VwGO.
Allerdings begründet das Vorliegen zwingender Gründe in der Regel eine positive
Ermessensausübung. Eine Versagung der Verlassenserlaubnis kommt daher nur

14 Vgl. oben und siehe Uhle, in: BeckOK GG, 49. Ed. 15.11.2021, Art. 6 Rn. 14a.
15 VGH Hessen, Beschl. v. 13.3.1990, Az.: 12 TG 689/90; Amir-Haeri, in: Huber/Mantel AufenthG,
3. Aufl. 2021, AsylG § 57 Rn. 3.
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in Betracht, wenn ganz gewichtige und unabweisbar entgegenstehende Belange
Deutschlands vorliegen.16 Dafür gibt es keine Anhaltspunkte.

III. Ergebnis
As Antrag auf eine Verlassenserlaubnis zwecks Besuchs der kranken Cousine hat
Aussicht auf Erfolg.17

D. Zusatzfrage

Es wird gefragt, welche Möglichkeiten A hat, um Auskünfte zum Stand des Verfah-
rens zu bekommen und den Abschluss zu beschleunigen.

Gemäß § 24 IV 1 AsylG ergeht die Entscheidung des BAMF innerhalb von sechs
Monaten. Gemäß § 24 IV 2, 3, VII AsylG kann das BAMF die Frist auf 15 und in Aus-
nahmefällen auf 18 Monate verlängern und entscheidet spätestens nach 21 Mona-
ten. Gemäß § 24 VIII AsylG informiert das BAMF die antragstellende Person über die
Verzögerung, wenn innerhalb von sechs Monaten keine Entscheidung ergehen
kann. A wartet bereits seit mehr als acht Monaten auf eine Entscheidung. Es gibt
zwei Möglichkeiten zu reagieren.

A kann gemäß § 24 VIII AsylG einen Antrag auf Auskunft (sogenannte Zwi-
schennachricht) über den Stand des Asylverfahrens beim BAMF stellen und verlan-
gen über die Gründe für die Verzögerung und den zeitlichen Rahmen, in dem mit
einer Entscheidung zu rechnen ist, informiert zu werden, oder eine Untätigkeits-
klage gemäß § 42 I Var. 3 VwGO erheben.

1. Antrag auf Auskunft an das BAMF
Ein Antrag nach § 24 VIII AsylG verpflichtet das BAMF lediglich zu einer Zwischen-
nachricht darüber, mit welcher Verfahrensdauer zu rechnen ist und welche Gründe
es für die Verzögerung gibt. Allerdings setzt sich die Behörde dadurch keine ver-
bindliche Frist.18

16 Diese Formulierung ist angesichts der wechselnden, Covid-19 bezogenen Aufenthaltsbeschrän-
kungen gewählt, die alle Personen betreffen können.
17 Orientierungssatz, BVerwG, Beschl. v. 16.3.2016, Az.: 1 B 19.16.
18 Vgl. für § 24 IV AsylG a.F. BVerwG, Urt. v. 11.7.2018, Az.: A 1 C 18.17, asyl.net: M26509.
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2. Untätigkeitsklage
Die Untätigkeitsklage ist eine Variante der Verpflichtungsklage, § 42 I Var. 3
VwGO.19 Deswegen kann sie auf Erlass des begünstigenden Verwaltungsaktes ge-
richtet sein (zum Beispiel Zuerkennung des Flüchtlingsstatus) oder auf Beschei-
dung. Gemäß § 75 II VwGO kann sie frühestens nach Ablauf von drei Monaten seit
Antragstellung eingereicht werden. Es gibt keine höchstgerichtliche Rechtspre-
chung darüber, ob ein vorheriger Antrag gemäß § 24 IV AsylG a.F., bzw. § 24 VIII
AsylG n.F. Zulässigkeitsvoraussetzung ist.20 Dagegen spricht der bloße Auskunft-
scharakter des § 24 IV AsylG a. F., bzw. § 24 VIII AsylG n.F. Die Rechtsprechung ist
sich uneins darüber, wie lange das BAMF untätig gewesen sein muss und variiert
zwischen mehr als sechs Monaten, neun Monaten und 12 Monaten.21

Weiterführende Literatur/ Rechtsprechung
– BVerwG, Beschl. v. 16.3.2016, Az.: 1 B 19/16
– BVerwG, Urt. v. 11.7.2018, Az.: A 1 C 18.17, asyl.net: M26509
– Andre Schuster, Grundlagen des Asylverfahrens, Arbeitshilfe zu den rechtlichen Grundlagen des

Asylverfahrens, Parität, 5. Aufl. November 2021
– Informationsverbund Asyl und Migration, Basisinformation Nr. 1: Das Asylverfahren in Deutsch-

land. Ablauf des Verfahrens, Fallbeispiele, weiterführende Information, 3. Aufl. 2020
– Informationsverbund Asyl und Migration, Basisinformation Nr. 3: Die Rechte und Pflichten von

Asylsuchenden. Aufenthalt, soziale Rechte und Arbeitsmarktzugang während des Asylverfah-
rens, 2. Aufl. 2022

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Wie funktioniert die Verteilung nach dem EASY-Verfahren.
– Antrag auf Umverteilung.
– Antrag auf Beendigung der Wohnpflicht gemäß § 49 II AsylG.
– Verlassenserlaubnis gemäß § 57 I AsylG.
– Möglichkeiten sich gegen überlange Verfahrungsdauer zu wehren.

19 Zur Untätigkeitsklage siehe Lemke, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klausur, § 3 Rn. 11.
20 Pro Zulässigkeitsvoraussetzung: VG Regensburg, Beschl. v. 6.7.2015, Az.: K 15.31185; Contra Zuläs-
sigkeitsvoraussetzung: VG Trier, Urt. v. 2.6.2016, Az.: 5 K 1332/16.TR; VG Freiburg, Urt. v. 23.1.2017, Az.:
A 1 K 4465/16.
21 Mehr als sechs Monate: VG Trier, Urt. v. 02.06.2016, Az.: 5 K 1332/16.TR, Rn. 35 – juris; mehr als
neun Monate: VG Düsseldorf, Beschl. v. 18.2.2014, Az.: 13 L 148/14.A; über 12 Monate: VG München,
Urt. v. 8.2.2016, Az.: A M 24 K 15.31419.
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http://de.wikibooks.org/wiki/Verwaltungsrecht_in_der_Klausur/_%C2%A7_3_Die_Verpflichtungsklage/_A._Die_Statthaftigkeit_der_Verpflichtungsklage#II._Unterscheidung_zwischen_Unt%C3%A4tigkeitsklage_und_Versagungsgegenklage
http://www.bverwg.de/de/160316B1B19.16.0
http://www.bverwg.de/de/160316B1B19.16.0
http://www.bverwg.de/de/160316B1B19.16.0
http://www.asyl.net/rsdb/M26509
http://www.asyl.net/view/grundlagen-des-asylverfahrens-eine-arbeitshilfe-fuer-beraterinnen-und-berater
http://www.asyl.net/view/grundlagen-des-asylverfahrens-eine-arbeitshilfe-fuer-beraterinnen-und-berater
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_1_Verfahren_2020fin.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_1_Verfahren_2020fin.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_1_Verfahren_2020fin.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_1_Verfahren_2020fin.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_1_Verfahren_2020fin.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_1_Verfahren_2020fin.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_3_220613fin_web.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_3_220613fin_web.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_3_220613fin_web.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_3_220613fin_web.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_3_220613fin_web.pdf


Dieser Fall darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt werden. Die
Anleitung hierfür lässt sich über den abgebildete QR-Code mit der Smartphone-
Kamera auf unserer Homepage aufrufen.
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http://openrewi.org/projekte/migrationsrecht/#fallbuch



